
Six-Pack 3: Verordnung (EU) Nr. 1174/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über 
Durchsetzungsmaßnahmen zur Korrektur übermäßiger makroökonomischer Ungleichgewichte im Euro-Währungsgebiet

Legende: 

fett, kursiv → Änderungsvorschläge des EP gegenüber dem EK-Vorschlag

▌ → EP-Vorschlag zum Weglassen einer bestimmten Passage

[…] → Übernahme des EK-Vorschlags, bzw. im Falle der finalen Version auch eigenständig verfasste neue Passagen, die nicht 

auf einen EP-Änderungsvorschlag zurückgehen

grün → EP-Änderungsvorschläge, die (fast) eins zu eins in den finalen Rechtstext übernommen wurden

gelb → Passagen im finalen Rechtstext, die EP-Änderungsvorschlägen sehr ähnlich sind und wahrscheinlich darauf 

zurückgehen

rot → EP-Änderungsvorschläge wurden nicht übernommen

1 → inhaltlich irrelevante Änderung (z. B. Satzstellung geändert)

2 → leichte Änderung / detailliertere Ausformulierung

3 → grundlegende Änderung / Einschub

Zeitliche Abfolge:

07.10.2010 EK-Gesetzesvorschlag veröffentlicht

29.04.2011 Änderungsvorschläge des ECON-Ausschusses

16.11.2011 Rechtsakt abgeschlossen (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren, erste Lesung/informeller Trilog)
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Artikel Vorschlag der EK Änderungsvorschläge EP Finale Version #

Artikel 1: Ge-
genstand und 
Anwendungsbe-
reich

(1) Mit dieser Verordnung wird eine Geldbußenregelung für
die  wirksame  Korrektur  makroökonomischer  Ungleichge-
wichte im Euroraum festgelegt.

(2)  Diese  Verordnung  gilt  für  die  Mitgliedstaaten,  deren
Währung der Euro ist.

1. Mit dieser Verordnung wird eine Sanktionsregelung für
die wirksame Korrektur  übermäßiger makroökonomischer
Ungleichgewichte im Euro-Währungsgebiet festgelegt.

2. […] 

2a.  Diese Verordnung gilt  auch für  einen Mitgliedstaat,
der nicht den Euro als Währung hat und der die Kommissi-
on  von  seiner  Bereitschaft,  diese  Verordnung anzuwen-
den,  unterrichtet  hat.  Eine  solche  Mitteilung  wird  im
Amtsblatt  der  Europäischen  Union  veröffentlicht.  Diese
Verordnung gilt für einen solchen Mitgliedstaat ab dem
Tag nach einer solchen Veröffentlichung.

(1) Mit dieser Verordnung wird ein Sanktionssystem für die
wirksame Korrektur  übermäßiger makroökonomischer Un-
gleichgewichte im Euro-Währungsgebiet festgelegt.

(2) […] 

[nicht aufgenommen]

1

3

Artikel 2: Be-
griffbestimmun-
gen

Für  die  Zwecke  dieser  Verordnung  gelten  die  Begriffsbe-
stimmungen des Artikels 2 der Verordnung (EU) Nr. […/…].
Außerdem gilt folgende Begriffsbestimmung:
– „außergewöhnliche wirtschaftliche Umstände“ sind Um-
stände, unter denen der Referenzwert für das öffentliche
Defizit im Sinne von Artikel 126 Absatz 2 Buchstabe a zwei-
ter  Gedankenstrich  AEUV  und  der  Verordnung  (EG)  Nr.
1467/97 des Rates5 als ausnahmsweise überschritten ange-
sehen wird.

[…] […] 

Artikel 3: Geld-
bußen

(1)  Der  Rat  verhängt  auf  Vorschlag  der  Kommission  eine
jährliche Geldbuße, wenn

1. gemäß Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 10 Absatz 4 der Ver-
ordnung (EU) Nr.  […/…]  zwei  aufeinanderfolgende Fristen
gesetzt wurden und der Rat im Anschluss daran gemäß Ar-
tikel 10 Absatz 4 der genannten Verordnung zu dem Schluss
gelangt, dass der betreffende Mitgliedsstaat die empfohle-
nen Korrekturmaßnahmen noch nicht ergriffen hat, oder

2. gemäß Artikel 8 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr.

[Umbenennung des Artikels in „Artikel 3: Sanktionen“]

1. Der Rat gibt auf Vorschlag der Kommission eine verzinsli-
che Einlage auf, wenn  eine Empfehlung des Rates zu Kor-
rekturmaßnahmen gemäß  Artikel 10 Absatz 4 der Ver▌ -
ordnung (EU) Nr. …/2011 angenommen wird, in der der Rat

 zu dem Schluss gelangt, dass der betreffende Mitglieds▌ -
staat  die  empfohlenen  Korrekturmaßnahmen  nach  einer
Empfehlung nicht ergriffen hat.

1a. Der Rat verhängt auf Vorschlag der Kommission eine

[Umbenennung übernommen]

(1) Durch einen Beschluss des Rates wird auf Empfehlung
der Kommission eine verzinsliche Einlage auferlegt, wenn
ein Beschluss  des Rates zur  Feststellung  der  Nichteinhal-
tung gemäß Artikel 10 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr.
1176/2011  angenommen  wird,  in  der  der  Rat  zu  dem
Schluss gelangt, dass der betreffende Mitgliedstaat die vom
Rat empfohlenen Korrekturmaßnahmen nicht ergriffen hat.

(2) Durch einen Beschluss des Rates wird auf Empfehlung

2

1

3
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[…/…]  zwei  aufeinanderfolgende  Fristen  gesetzt  wurden
und der Rat im Anschluss daran gemäß Artikel 8 Absatz 2
der  genannten Verordnung zu dem Schluss  gelangt,  dass
der  betreffende  Mitgliedsstaat  abermals  einen  unzurei-
chenden Korrekturmaßnahmenplan vorgelegt hat.

Wird der Beschluss  nicht  innerhalb von zehn Tagen nach
seiner Annahme durch die Kommission vom Rat abgelehnt,
so gilt er als vom Rat angenommen. Gemäß Artikel 293 Ab-
satz 1 AEUV kann der Rat den Vorschlag abändern.

(2)  Die  von  der  Kommission  vorzuschlagende  jährliche
Geldbuße beläuft sich auf 0,1 % des Vorjahres-BIP des be-
treffenden Mitgliedstaats.

(3)  Abweichend  von  Absatz  2  kann  die  Kommission  auf-
grund außergewöhnlicher wirtschaftlicher Umstände oder
auf  begründeten Antrag  des  betreffenden Mitgliedstaats,
der binnen zehn Tagen nach Annahme der in Absatz 1 ge-
nannten Schlussfolgerungen des Rates an die Kommission

jährliche Geldbuße, wenn

a) der Rat eine zweite Empfehlung innerhalb des gleichen
Verfahrens  bei  einem  Ungleichgewicht  gemäß Artikel  8
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. .../2011 annimmt, in der
der  Rat  zu dem Schluss gelangt,  dass der  Mitgliedstaat
einen  unzureichenden  Korrekturmaßnahmenplan  selbst
nach  der  ersten Empfehlung des  Rates  zur  Abänderung
seines  Korrekturmaßnahmenplans  vorgelegt  hat,  oder
wenn

b) der Rat eine zweite Empfehlung innerhalb des gleichen
Verfahrens bei einem Ungleichgewicht gemäß Artikel 10
Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. .../2011 annimmt, in der
der Rat zu dem Schluss gelangt, dass der Mitgliedstaat die
empfohlenen  Korrekturmaßnahmen selbst  nach  der  ers-
ten Empfehlung des Rates zu Korrekturmaßnahmen nicht
ergriffen hat. Die Geldbuße wird dadurch verhängt, dass
die  aufgegebene  verzinsliche  Einlage  in  eine  jährliche
Geldbuße gemäß Artikel 3 Absatz 1 umgewandelt wird.

Wird der Beschluss  nicht  innerhalb von zehn Tagen nach
der Annahme durch die Kommission vom Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit abgelehnt, so gilt er als vom Rat angenom-
men. Gemäß Artikel 293 Absatz 1 AEUV kann der Rat den
Vorschlag  abändern.  Der betreffende Mitgliedstaat  kann
beantragen, dass ein außerordentliches Treffen des Rates
anberaumt wird, um über den Beschluss abzustimmen.

2.  Die  von  der  Kommission  vorzuschlagende  verzinsliche
Einlage oder jährliche Geldbuße beläuft sich auf 0,1 % des
Vorjahres-BIP des betreffenden Mitgliedstaats. Werden die
Empfehlungen des  Rates  oder  der  Kommission  bewusst
und in schwerer Weise nicht befolgt, kann die Geldbuße
auf bis zu 0,3 % des BIP erhöht werden.

3. Abweichend von Absatz 2 kann die Kommission aufgrund
außergewöhnlicher wirtschaftlicher Umstände oder auf be-
gründeten Antrag des betreffenden Mitgliedstaats, der  an
die Kommission gerichtet wird, oder zur Berücksichtigung
etwaiger kumulativer Wirkungen von Sanktionen, die ge-

der Kommission eine jährliche Geldbuße verhängt, wenn

a) zwei aufeinander folgende Empfehlungen des Rates ge-
mäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011
im  Rahmen desselben  Verfahrens  bei  einem  Ungleichge-
wicht  angenommen werden  und  der  Rat  die  Auffassung
vertritt, dass der Mitgliedstaat einen unzureichenden Kor-
rekturmaßnahmenplan vorgelegt hat oder 

b) zwei aufeinander folgende Beschlüsse des Rates, in dem
dieser die Nichteinhaltung feststellt, gemäß Artikel 10 Ab-
satz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 im Rahmen des-
selben  Verfahrens  bei  einem  Ungleichgewicht  angenom-
men wurden. In diesem Falle wird die jährliche Geldbuße
dadurch verhängt, dass die verzinsliche Einlage in eine jähr-
liche Geldbuße umgewandelt wird. 

(3) […] 

(5) Die von der Kommission empfohlene  verzinsliche Ein-
lage oder jährliche Geldbuße beläuft sich auf 0,1 % des BIP
des betreffenden Mitgliedstaats im vorangegangenen Jahr.
[nicht aufgenommen]

(6) […] 

3

3

2

2

3
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gerichtet  wird,  eine  Verringerung  oder  Aufhebung  der
Geldbuße vorschlagen.

(4) Hat ein Mitgliedstaat eine jährliche Geldbuße für ein be-
stimmtes Kalenderjahr  entrichtet und gelangt  der Rat  im
Anschluss daran gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. […/…] zu dem Schluss, dass der Mitgliedstaat die
empfohlenen  Korrekturmaßnahmen  im  Laufe  des  betref-
fenden Jahres ergriffen hat, so wird dem Mitgliedstaat die
für das betreffende Jahr entrichtete Geldbuße zeitanteilig
zurückgezahlt.

mäß der Verordnung (EU) Nr. .../2011 über die Beschleuni-
gung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen
Defizit und der Verordnung (EU) Nr. .../2011 über die wirk-
same  Durchsetzung  der  haushaltspolitischen  Überwa-
chung im Euro-Währungsgebiet verhängt wurden, binnen
zehn  Tagen  nach  Annahme  der  in  Absatz  1  genannten
Schlussfolgerungen  des  Rates  eine  Verringerung  der▌ ▌
Geldbuße vorschlagen.

4. Hat ein Mitgliedstaat  für ein bestimmtes Kalenderjahr
eine verzinsliche Einlage gestellt oder eine jährliche Geld-
buße entrichtet und gelangt der Rat im Anschluss daran ge-
mäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. .../2011 zu
dem Schluss, dass der Mitgliedstaat die empfohlenen Kor-
rekturmaßnahmen im Laufe dieses betreffenden Jahres er-
griffen hat, so wird dem Mitgliedstaat  die für das betref-
fende Jahr entrichtete Einlage zusammen mit den ange-
fallenen Zinsen oder die für das betreffende Jahr entrichte-
te Geldbuße zeitanteilig zurückgezahlt.

4a. Falls  ein Mitgliedstaat Finanzdaten manipuliert, Sta-
tistiken fälscht oder bewusst irreführende Informationen
liefert, was insbesondere zu einem Verstoß gegen die eu-
ropäischen  statistischen  Regeln  führt,  auf  die  sich  Be-
schlüsse in der Verordnung (EU) Nr. .../2011 [über die Ver-
meidung und Korrektur makroökonomischer  Ungleichge-
wichte] stützen, kann der Rat auf Vorschlag der Kommissi-
on beschließen, dass der Mitgliedstaat eine Geldbuße zu
entrichten hat. Eine solche Geldbuße besteht in einer ein-
maligen Zahlung von 0,5 % des BIP des betreffenden Mit-
gliedstaats vom Vorjahr. Wird der Beschluss nicht inner-
halb von zehn Tagen nach der Annahme durch die Kom-
mission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit abgelehnt, so
gilt er als vom Rat angenommen. Gemäß Artikel 293 Ab-
satz 1 AEUV kann der Rat den Vorschlag abändern.

4b. Der jährliche Gesamtbetrag der Geldbußen, die gegen
einen Mitgliedstaat verhängt werden,  darf 0,5 % seines
BIP nicht übersteigen. Die in Absatz 4a genannte Geldbu-
ße bleibt dabei unberücksichtigt.

(7) Hat ein Mitgliedstaat für ein bestimmtes Kalenderjahr
eine verzinsliche Einlage getätigt oder eine jährliche Geld-
buße entrichtet und gelangt der Rat im Anschluss daran ge-
mäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011
zu dem  Schluss,  dass  der  Mitgliedstaat  die  empfohlenen
Korrekturmaßnahmen im Laufe jenes Jahres ergriffen hat,
so  wird  dem Mitgliedstaat  die  für  jenes  Jahr  entrichtete
Einlage zusammen mit  den angefallenen Zinsen oder die
für  jenes Jahr entrichtete Geldbuße zeitanteilig  zurückge-
zahlt.

[nicht aufgenommen]

[nicht aufgenommen]

1

1

3
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Artikel 4: Auf-
teilung der 
Geldbußen

Gemäß Artikel 3 dieser Verordnung eingenommene Geld-
bußen stellen sonstige Einnahmen im Sinne von Artikel 311
AEUV dar  und  werden  unter  den  Mitgliedstaaten,  deren
Währung der Euro ist und für die weder ein Verfahren bei
einem übermäßigen Ungleichgewicht im Sinne der Verord-
nung (EU) Nr. […/…] eingeleitet noch gemäß Artikel 126 Ab-
satz  6  AEUV  ein  übermäßiges  Defizit  festgestellt  wurde,
entsprechend ihrem jeweiligen Anteil am gesamten Brutto-
nationaleinkommen  (BNE)  dieser  Mitgliedstaaten  aufge-
teilt.

[Umbenennung des Artikels in „Artikel 4: Zuweisung der
Geldbußen]

Gemäß Artikel 3 dieser Verordnung eingenommene Geld-
busen stellen sonstige Einnahmen im Sinne von Artikel 311
AEUV dar und werden dem Stabilitätsmechanismus für die
Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist , ▌ zugewiese-
nen. Bis zur Einrichtung dieses Mechanismus werden die
Zinsen und die Geldbußen als Garantien für EU-relevante
Projekte,  die durch die Europäische Investitionsbank ge-
mäß den Bestimmungen des den Verträgen beigefügten
Protokolls (Nr. 5) über die Satzung der Europäischen Inves-
titionsbank finanziert werden, zugewiesen.

[Umbenennung übernommen]

Die  Geldbußen  nach  Artikel  3  dieser  Verordnung  stellen
sonstige Einnahmen im Sinne von Artikel 311 AEUV dar und
werden  der  Europäischen  Finanzstabilisierungsfazilität zu-
gewiesen. Richten die Mitgliedstaaten, deren Währung der
Euro ist, zur Wahrung der Stabilität des Euro-Währungsge-
biets insgesamt einen anderen Stabilitätsmechanismus für
die Bereitstellung von Finanzhilfe ein, so werden die Geld-
bußen diesem Mechanismus zugewiesen. 

2

2

Artikel 5: Ab-
stimmung im 
Rat

Bei Maßnahmen gemäß Artikel 3 nehmen an der Abstim-
mung im Rat nur die Vertreter der Mitgliedstaaten teil, de-
ren Währung der Euro ist, und beschließt der Rat ohne Be-
rücksichtigung der Stimme des den betreffenden Mitglied-
staat vertretenden Mitglied des Rates.

Die qualifizierte Mehrheit der im vorstehenden Absatz ge-
nannten Mitglieder  des Rates bestimmt sich nach Artikel
238 Absatz 3 Buchstabe a AEUV.

Bei Maßnahmen gemäß Artikel 3 nehmen an der Abstim-
mung im Rat nur die Vertreter der Mitgliedstaaten teil, de-
ren Wahrung der Euro ist,  sowie der Mitgliedstaaten, die
diese Verordnung auf freiwilliger Basis anwenden. Der Rat
beschließt ohne Berücksichtigung der Stimme des den be-
treffenden Mitgliedstaat vertretenden Mitglieds des Rates.

[…] 

Zur Steigerung der Kontrolle durch die Öffentlichkeit, der
Rechenschaftspflicht und der nationalen Eigenverantwor-
tung  sind die  Beratungen des  Rates  bei  der  Erörterung
und Annahme der in Artikel 3 genannten Beschlüsse öf-
fentlich  im  Einklang  mit  Artikel  83  des  Beschlusses
2006/683/EG,  Euratom  des  Rates  vom  15.  September
2006 zur Festlegung seiner Geschäftsordnung.

[…] 

[…] 

[nicht aufgenommen]

2

3

Artikel 5a: 
Wirtschaftli-
cher Dialog [in 
finaler Version: 
Artikel 6]

[nicht vorhanden] Um den Dialog zwischen den Institutionen der Union, ins-
besondere dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Kommission, einerseits und den nationalen Parlamenten,
den nationalen Regierungen und anderen einschlägigen
Gremien  der  Mitgliedstaaten  andererseits  zu  vertiefen
und größere Transparenz und Rechenschaftspflicht zu ge-
währleisten, kann der zuständige Ausschuss des Europäi-
schen Parlaments zur makroökonomischen und haushalts-
politischen Überwachung, die durch den Rat und die Kom-

Zur Förderung des Dialogs zwischen den Organen der Uni-
on, insbesondere zwischen dem Europäischen Parlament,
dem Rat und der Kommission, und zur Gewährleistung ei-
nes  höheren  Maßes  an  Transparenz  und  Rechenschafts-
pflicht  kann  der  zuständige  Ausschuss  des  Europäischen
Parlaments den Präsidenten des Rates, die Kommission und
gegebenenfalls  den  Präsidenten  des  Europäischen  Rates
oder den Vorsitzenden der Eurogruppe einladen, vor dem
Ausschuss zu erscheinen, um die Beschlüsse nach Artikel 3

3
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mission erfolgt, Hearings abhalten und öffentliche Debat-
ten durchführen.

zu erörtern. 

Der  zuständige  Ausschuss  des  Europäischen  Parlaments
kann dem von solchen Beschlüssen betroffenen Mitglied-
staat anbieten, an einer Aussprache teilzunehmen. 

Artikel 5b: 
Überprüfung 
[in finaler Versi-
on: Artikel 7]

[nicht vorhanden] 1.  Bis  ...*  und  danach  alle  drei  Jahre  veröffentlicht  die
Kommission  einen  Bericht  über  die  Anwendung  dieser
Verordnung.  In  diesem  Bericht  wird  unter  anderem  be-
wertet, ob

a) das Durchsetzungssystem dazu beigetragen hat, dass
die  Mitgliedstaaten  die  richtungsweisenden  Grundsätze
stabiler Preise, gesunder öffentlicher Finanzen und mone-
tärer  Rahmenbedingungen  sowie  einer  dauerhaft  fi-
nanzierbaren Zahlungsbilanz eingehalten haben;

b)  die  Geldbußen wirksam,  angemessen  und verhältnis-
mäßig sind;

c) das System der Geldbußen geändert werden muss.

2.  Der  Bericht  und  eventuelle  flankierende  Vorschläge
werden dem Europäischen Parlament und dem Rat über-
mittelt.

3. Wenn in dem Bericht Behinderungen des ordnungsge-
mäßen Funktionierens der Bestimmungen in den Verträ-
gen über die Wirtschafts- und Währungsunion, insbeson-
dere hinsichtlich der Durchsetzungsmaßnahmen, ermittelt
werden, muss er die notwendigen Empfehlungen an den
Europäischen Rat enthalten.

(1) Bis vom 14. Dezember 2014 und alle fünf Jahre danach
veröffentlicht die Kommission einen Bericht über die  An-
wendung dieser Verordnung.
In diesem Bericht wird unter anderem bewertet: 

a) die Wirksamkeit dieser Verordnung; 

[nicht aufgenommen]

(2) Diesem Bericht wird gegebenenfalls  ein  Vorschlag zur
Änderung dieser Verordnung beigefügt.

(3)  Die  Kommission übermittelt  den Bericht  und etwaige
begleitende Vorschläge dem Europäischen Parlament und
dem Rat. 

[nicht aufgenommen]

3

3

3

3

3

3

Artikel 6: In-
krafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

[…] […] 
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